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„Recht ist Wille zur Gerechtigkeit“ (Gustav Radbruch)
   

Für meine Großväter
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Einleitung

Mit Erlass der RL 1999/70/EG1 und des § 4 Abs. 2 TzBfG wurde im europä-
ischen und nationalen Recht erstmalig ein Diskriminierungsverbot zu-
gunsten befristet beschäftigter Arbeitnehmer kodifiziert. Seit dem Inkraft-
treten des § 4 Abs. 2 TzBfG am 1.1.20012 sind zwischenzeitlich mehr als
17 Jahre vergangen. Dennoch spielt in Deutschland, das Diskriminierungs-
verbot gegenüber befristet beschäftigten Arbeitnehmern in der Jurispru-
denz und der rechtspolitischen Diskussion eine eher untergeordnete Rolle.
Im Fokus des Diskurses stehen weiterhin die personenbezogenen Diskri-
minierungsverbote und das in § 4 Abs. 1 TzBfG normierte Diskriminie-
rungsverbot zugunsten Teilzeitbeschäftigter, welches – anders als das Dis-
kriminierungsverbot gegenüber befristet beschäftigten Arbeitnehmern –
mit der mittelbaren Geschlechterdiskriminierung eng verknüpft ist. Auch
aktuell steht die personenbezogene Diskriminierung wieder im Vorder-
grund. So knüpft das am 6.7.2017 in Kraft getretene „Gesetz für mehr
Lohngerechtigkeit zwischen Frauen und Männern“3 an die Ungleichbe-
handlung von Mann und Frau im Entgeltbereich an. Im Hinblick darauf,
dass bei Neueinstellungen nahezu jedes zweite Arbeitsverhältnis befristet
geschlossen wird und hiervon zuvörderst Jungakademiker betroffen sind,
deren akademischer Abschluss an sich vor einer prekären Beschäftigung
schützen soll,4 kann die unzureichende Beschäftigung mit der Diskrimi-
nierung wegen der Befristung des Arbeitsvertrages nur als wissenschaftli-
ches Manko bewertet werden.

Im ersten Kapitel werden zunächst die Hintergründe der Norm beleuch-
tet. Da das nunmehr im europäischen und nationalen Recht kodifizierte
Diskriminierungsverbot ein Novum darstellt, ist die Auseinandersetzung
mit der Genese und dem Kontext unerlässlich für das Normverständnis.
Gleichzeitig verdeutlicht die historische Auseinandersetzung, dass das

1 Richtlinie 1999/70/EG des Rates vom 28.6.1999 zu der EGB-UNICE-CEEP-Rah-
menvereinbarung über befristete Arbeitsverträge, ABlEG v. 10.7.1999 L 175, S. 44.

2 Siehe Art. 4 des Gesetzes über Teilzeitarbeit und befristete Arbeitsverträge und zur
Änderung und Aufhebung arbeitsrechtlicher Bestimmungen, BGBl. I 2000,
S. 1970.

3 Art. 3 des Gesetzes zur Förderung der Transparenz von Entgeltstrukturen, BGBl. I
2017, S. 2157.

4 Ausführliche Zahlen unter: Erstes Kapitel A.
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Recht dynamisch und damit auch einer neuen, veränderten Auslegung zu-
gänglich ist. Dabei erfolgt eine Auseinandersetzung mit den Regelungsab-
sichten der unterschiedlichen Akteure. Diese gibt Aufschluss darüber, wel-
che Ziele verfolgt werden sollten und welche sozialpolitischen Erwägun-
gen für das Tätigwerden maßgebend waren.

Hieran schließt sich im zweiten Kapitel eine Analyse der gegenwärtigen
Rechtslage an. Zunächst wird beleuchtet, inwieweit der deutsche Gesetzge-
ber die unionsrechtlichen Vorgaben umgesetzt hat und welche Konse-
quenzen sich hieraus für die Auslegung sowie die Überprüfbarkeit des § 4
Abs. 2 TzBfG am Maßstab des höherrangigen Rechts ergeben. Aufgrund
der unionsrechtlichen Determinierung der Norm wird das europäische
Recht letztlich in zweierlei Hinsicht relevant: Einerseits sind die Zielset-
zungen der RL 1999/70/EG sowie der hierdurch transformierten Rahmen-
vereinbarung über befristete Arbeitsverhältnisse5 im Rahmen der richtlini-
enkonformen Auslegung zu beachten. Andererseits ist der Unionsakt
selbst an der Charta der Grundrechte der Europäischen Union zu messen.

§ 4 Abs. 2 TzBfG weist hinsichtlich seines Wortlauts sowie seiner Struk-
tur Gemeinsamkeiten mit den allgemeinen Gleichheitssätzen sowie mit
den Diskriminierungsverboten auf. Aus der Klärung des systematischen
Verhältnisses der allgemeinen und den Diskriminierungsverboten inne-
wohnenden spezifischen Gleichbehandlungsgebote6 zueinander und der
Einordnung des § 4 Abs. 2 TzBfG in dieses Gefüge lassen sich wichtige Er-
kenntnisse für die anschließende Bestimmung des Anwendungsbereichs,
des Maßstabs der Rechtfertigungsprüfung sowie der Rechtsfolgen der
Norm gewinnen. Der Vergleich erfolgt dabei zwischen dem verfassungs-
rechtlichen und unionsrechtlichen Gleichheitssatz sowie dem nationalen
arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz einerseits und dem im
AGG enthaltenen Benachteiligungsverbot sowie dem im EntgTranspG ver-
ankerten Gleichbehandlungsgebot und dem im TzBfG normierten Diskri-
minierungsverbot zugunsten in Teilzeit beschäftigter Arbeitnehmer, wel-
che der Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben dienen, andererseits.

Neben einer umfassenden Analyse des § 4 Abs. 2 TzBfG bedarf es der
Konturierung des in der Norm enthaltenen unbestimmten Rechtsbegriffs
„sachliche Gründe“. Von der in § 4 Abs. 2 TzBfG statuierten Gleichbe-

5 EGB-UNICE-CEEP-Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverträge, ABl.EG
v. 10.7.1999 L 175, S. 45- 48. Im Folgenden bezeichnet als RV-Befristung.

6 Die Kehrseite von einem Diskriminierungsverbot ist ein spezifisches Gleichbe-
handlungsgebot und umgekehrt, siehe ausführlich hierzu im Zweiten Kapitel un-
ter: B. II.

Einleitung
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handlung kann nämlich abgewichen werden, wenn die Ungleichbehand-
lung durch sachliche Gründe gerechtfertigt ist. Bis dato finden sich jedoch
nur vergleichsweise wenige gerichtliche Entscheidungen, welche sich mit
der Diskriminierung gegenüber befristet beschäftigten Arbeitnehmern be-
fassen. Daher gelang es noch nicht, den unbestimmten Rechtsbegriff hin-
reichend zu konkretisieren und Abgrenzungskriterien zu entwickeln, die
genauere Anhaltspunkte dafür geben, ob ein sachlicher Grund gegeben ist
oder nicht. Neben dem bezweckten Schutz vor einer Diskriminierung we-
gen der Befristung des Arbeitsverhältnisses, welches auch in § 1 TzBfG ma-
nifestiert wurde, wird die Befristung des Arbeitsverhältnisses in der Geset-
zesbegründung auch als Instrument zur Bekämpfung von Arbeitslosigkeit
bewertet.7 Deswegen und unter dem Aspekt der Rechtssicherheit muss für
die vertragsschließenden Parteien, also sowohl für den Arbeitgeber als
auch für den Arbeitnehmer, Klarheit über die Grenze der zulässigen in-
haltlichen Ausgestaltung des befristeten Arbeitsverhältnisses herrschen.
Der Konturierung dieses unbestimmten Rechtsbegriffes widmet sich das
dritte Kapitel. Die nähere Konkretisierung erfolgt dabei nicht nur mithilfe
der klassischen Auslegungsmethoden, sondern auch durch Fallgruppenbil-
dung anhand der europäischen und nationalen Rechtsprechung sowie un-
ter Berücksichtigung des Schrifttums.

In der Diskussion um befriste Arbeitsverhältnisse wird auch immer wie-
der argumentiert, betroffene Arbeitnehmer nähmen in der Hoffnung auf
die Entfristung des Arbeitsverhältnisses häufig schlechtere Arbeitsbedin-
gungen in Kauf.8 An der Befristungsmöglichkeit von Beschäftigungsver-
hältnissen wird zudem immer wieder kritisiert, dass Betroffene im Ver-
gleich zu den in Normalarbeitsverhältnissen stehenden Arbeitnehmern oft
zu geringeren Stundenlöhnen arbeiten würden.9 Dass diese Befürchtungen
nicht ganz unbegründet sind, zeigt sich unter anderem an der vergleichs-
weisen geringen Anzahl der gerichtlichen Verfahren. Damit stellt sich die
Frage, ob das geltende Recht zur Verwirklichung der Gleichbehandlung
ausreicht. Diskussionswürdig ist insbesondere, ob es der Einführung einer

7 BTDrucks. 14/4374, S. 1, 14.
8 So Walter Kubach, ehemaliger Betriebsrat und Sachreferent von Michael Schlecht

(MdB Fraktion Die Linke), im Telefoninterview vom 10.4.2014: Die Bereitschaft
vieler befristet beschäftigter Arbeitnehmer zu geringeren Löhnen als die Stammbe-
legschaft zu arbeiten, erklärt sich aus der Hoffnung der betroffenen Arbeitnehmer,
dass ihr befristetes Arbeitsverhältnis in ein unbefristetes Arbeitsverhältnis münde,
wenn sie sich „kooperativ“ zeigen würden.

9 Ausschuss für Arbeit und Soziales-Drucks. 18(11)53, S. 29 f. m.w.N.; BTDrucks.
18/847, S. 3.

Einleitung
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prozessualen Erleichterung, etwa der Schaffung eines Verbandsklagerechts
der Gewerkschaften nach Vorbild des § 15 BGG, bedarf. Ebenso stellt sich
die Frage nach einem aus dem Maßregelungsverbot des § 5 TzBfG abgelei-
teten Fortsetzungsanspruch, wenn das Arbeitsverhältnis nur deswegen
nicht verlängert wird, weil der betroffene Arbeitnehmer von seinem Recht
auf Gleichbehandlung aus § 4 Abs. 2 TzBfG Gebrauch gemacht hat. Diese
Vorschläge de lege ferenda und die Beantwortung der Frage, ob das gelten-
de Recht zur Verwirklichung der Gleichstellung von befristet beschäftig-
ten Arbeitnehmern mit ihren unbefristet angestellten Kollegen ausreicht,
werden im vierten Kapitel abschließend mihilfe der gefundenen Ergebnis-
se erörtert.

Einleitung
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Hintergründe des Gleichbehandlungs-
anspruches aus § 4 Abs. 2 TzBfG

Aktuelle Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt

Seit geraumer Zeit nimmt der Anteil befristeter Arbeitsverträge zu. Lag die
Befristungsquote bei den abhängig beschäftigten Arbeitnehmern 1991
noch bei 5,9 %, so ist diese bis 2016 bei den abhängig Beschäftigten auf
8,5 % angestiegen.10 Vordergründig scheint dieser Anstieg im Hinblick auf
die Anforderungen einer immer flexibler werdenden Arbeitswelt moderat
zu sein. Betrachtet man indes die Befristungsquote bei den jüngeren Ar-
beitnehmern, stellt man fest, dass diese weitaus häufiger von einer zeitlich
befristeten Anstellung betroffen sind. Im Jahr 2015 standen in der Alters-
gruppe der 25-34 jährigen abhängig beschäftigten Arbeitnehmern 17,9 %
in einem befristeten Arbeitsverhältnis.11 Insbesondere Berufseinsteiger
werden befristet eingestellt. Laut IAB-Kurzbericht 5/2016 erfolgten im ers-
ten Halbjahr 2014 60 % der Neueinstellungen im öffentlichen Dienst (oh-
ne den wissenschaftlichen Bereich) befristet. In der Privatwirtschaft lag die
Befristungsquote bei 40 %.12 Dabei starten junge Hochschulabsolventen
weitaus häufiger mit befristeten Arbeitsverträgen in ihre Erwerbsbiogra-
phie. 2011 lag die Befristungsquote in der Altersgruppe der 25-29-Jährigen
mit akademischem Abschluss bei 29 %, wohingegen die Befristungsquote
aller abhängig Beschäftigten in dieser Altersgruppe bei 17,2 % lag. Unter-
schiede ergeben sich dabei auch innerhalb der verschiedenen Branchen. In
der Altersgruppe der 25-29 jährigen lag die Befristungsquote im Bereich
der Erbringung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen bei 7 %.13

In den Bereichen Erziehung und Unterricht sowie der öffentlichen Ver-
waltung scheint es hingegen die Regel zu sein, dass Neueinstellungen be-

Erstes Kapitel:

A.

10 Statistisches Bundesamt (Destatis), Befristet Beschäftigte: https://www.destatis.de/
DE/ZahlenFakten/Indikatoren/QualitaetArbeit/QualitaetDerArbeit.html?cms_gt
p=318944_slot%253D4 – zuletzt abgerufen am 1.9.2018.

11 Statistisches Bundesamt (Destatis), Befristet Beschäftigte: https://www.destatis.de/
DE/ZahlenFakten/Indikatoren/QualitaetArbeit/QualitaetDerArbeit.html?cms_gt
p=318944_slot%253D4 – zuletzt abgerufen am 1.9.2018.

12 Abrufbar unter: http://doku.iab.de/kurzber/2016/kb0516.pdf – zuletzt abgerufen
am 1.9.2018.

13 Kucera/Grau, STATmagazin Arbeitsmarkt 2013, 2.
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fristet erfolgen. Weit mehr als die Hälfte der Einstellungen erfolgte 2012
auf diesem Sektor befristet.14 Dabei arbeiteten im Jahr 2016 36,5 % der be-
troffenen Arbeitnehmer ab 25 Jahren unfreiwillig in einem befristet be-
schäftigten Arbeitsverhältnis.15 Um unter anderem diesem Anstieg von be-
fristeten Arbeitsverhältnissen, insbesondere bei Neueinstellungen, entge-
genzuwirken, hatten die Abgeordneten der Bundestagsfraktion Die Linke
2014 einen Gesetzentwurf eingebracht, in dem die Abschaffung der sach-
grundlosen Befristung gefordert wurde.16 Dieser wurde jedoch mit den
Stimmen der Bundestagsabgeordneten der Fraktionen der CDU/CSU und
der SPD abgelehnt.17 Im aktuellen Wahlkampf wurde wieder mit der Ab-
schaffung der sachrundlosen Befristung geworben. Diese Forderung findet
sich im Regierungsprogramm der SPD18 sowie im Wahlprogramm der
Partei Die Linke19. Im Kolationsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD
vom 7.2.2018 wurde vereibart, dass die Möglichkeiten einer sachgrundlo-
sen Befristung des Arbeitsverhältnisses reduziert werden sollen.20 Geplant
ist, dass in Betrieben mit mehr als 75 Beschäftigten nur noch 2,5 % der Ar-
beitsverhältnisse ohne Vorliegen eines Sachgrundes befristet geschlossen
werden dürfen. In zeitlicher Hinsicht soll die sachgrundlose Befristung des
Arbeitsverhältnisses nur noch bis zu 18 Monate möglich und innerhalb
dieser Gesamtdauer nur einmal eine Verlängerung des kalendermäßig be-
fristeten Arbeitsverhältnisses zulässig sein.21

14 Hohendanner, Befristete Beschäftigung – Aktuelle Zahlen aus dem IAB-Betriebs-
panel 2012, 5.

15 Statistisches Bundesamt (Destatis), Unfreiwillig Befristet Beschäftigte: https://ww
w.destatis.de/DE/ZahlenFakten/Indikatoren/QualitaetArbeit/QualitaetDerArbeit.
html?cms_gtp=318944_slot%253D4 – zuletzt abgerufen am 1.9.2018.

16 BTDrucks. 18/7, S. 1.
17 BTDrucks. 18/879, S. 1 f, 6. Die SPD hat an sich das Ziel des Gesetzesentwurfs,

die sachgrundlose Befristung abzuschaffen, begrüßt, jedoch aus Koalitionsräson
gegen den Gesetzesentwurf gestimmt, vgl. BTDrucks. 18/879, S. 6.

18 S. 12, 17 des Regierungsprogramms der SPD: https://www.spd.de/fileadmin/Dok
umente/Bundesparteitag_2017/Es_ist_Zeit_fuer_mehr_Gerechtigkeit-Unser_Regi
erungsprogramm.pdf – zuletzt abgerufen am 2.9.2017.

19 S. 13 des Wahlprogramms: https://www.die-linke.de/fileadmin/download/wahlen
2017/wahlprogramm2017/die_linke_wahlprogramm_2017.pdf – zuletzt abgeru-
fen am 2.9.2017.

20 S. 12 des Koalitionsvertrags zwischen CDU, CSU und SPD vom 7.2.2018, ratifi-
ziert am 14.3.2018: https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2018
/03/2018-03-14koalitionsvertrag.pdf;jsessionid=0B31A6F61A99FF0DBF0376DF1F
F8B4DA.s5t2?__blob=publicationFile&v=1 – zuletzt abgerufen am 25.3.2018.

21 S. 52 des Koalitionsvertrags zwischen CDU, CSU und SPD vom 7.2.2018, ratifi-
ziert am 14.3.2018: https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2018
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Trotz des in § 4 Abs. 2 TzBfG normierten Diskriminierungsverbotes,
welches eine sachlich nicht gerechtfertigte Benachteiligung aufgrund der
Befristung untersagt und somit eine Gleichbehandlung gegenüber Arbeit-
nehmern in Normalarbeitsverhältnissen22 erreichen will,23 wird in der Dis-
kussion um befristete Arbeitsverhältnisse immer wieder angeführt, dass Be-
troffene im Vergleich zu den in Normalarbeitsverhältnissen stehenden Ar-
beitnehmern unter schlechteren Arbeitsbedingungen beschäftigt wür-
den.24 Insbesondere würden befristet beschäftigte Arbeitnehmer oft zu ge-
ringeren Stundenlöhnen arbeiten. 25

Diese Befürchtungen sind im Hinblick darauf, dass befristet beschäftigte
Arbeitnehmer eine schwächere Machtposition als ihre unbefristet einge-
stellten Kollegen haben, nicht ganz unbegründet. So sind befristet beschäf-
tigte Arbeitnehmer aufgrund ihrer geringeren Beschäftigungsstabilität
kaum gewerkschaftlich organisiert.26 Auch ist ihre innerbetriebliche Ein-
bindung gegenüber den Dauerbeschäftigten niedriger. Bisher gab es bei-
spielsweise keine Streiks zur Durchsetzung ihrer Interessen. Insgesamt ist
daher der Druck auf die Arbeitgeber und Arbeitgeberverbände deutlich ge-
ringer.27 Die schlechtere Position der befristet beschäftigten Arbeitnehmer
zeigt sich auch anhand der Fälle, bei welchen der Arbeitgeber die befriste-
ten Verträge von Betriebsräten auslaufen lässt, während er die befristet be-

/03/2018-03-14-koalitionsvertrag.pdf;jsessionid=0B31A6F61A99FF0DBF0376DF1
FF8B4DA.s5t2?__blob=publicationFile&v=1 – zuletzt abgerufen am 25.3.2018.

22 Unter Normalarbeitsverhältnis ist ein unbefristetes Arbeitsverhältnis zu verste-
hen, welches grundsätzlich in Vollzeit ausgeübt wird. Die geschuldete Tätigkeit
ist dabei beim Arbeitgeber zu erbringen. Es handelt sich zudem um eine sozial-
versicherungspflichtige Tätigkeit, welche dem Bestandschutz unterliegt. Vgl. un-
ter anderem Schubert, NJW 2010, 2613 (2614).

23 BTDrucks. 14/4374, S. 2, 13 und 16.
24 Ausschuss für Arbeit und Soziales-Drucks. 18(11)53, S. 29 f. m.w.N.; BT-

Drucks.18/847, S. 3; Weinkopf/Hieming/Mesaros, Prekäre Beschäftigung, S. 49;
Bosch, Prekäre Beschäftigung und Neuordnung am Arbeitsmarkt, S. 11.

25 So Walter Kubach, ehemaliger Betriebsrat und Sachreferent von Michael Schlecht
(MdB Fraktion Die Linke), im Telefoninterview vom 10.4.2014 (siehe schon
Fn. 8); vgl. auch Ausschuss für Arbeit und Soziales-Drucks. 18(11)53, S. 29 f. und
Keller/Seifert, Atypische Beschäftigung zwischen Prekarität und Normalität, S. 56.
Die Autoren erklären Lohnabschläge bei befristet Beschäftigten damit, dass unbe-
fristet beschäftigte Arbeitnehmer schneller Lohnerhöhungen erreichen würden.

26 Dieke/Lesch, Gewerkschaftliche Mitgliederstrukturen im europäischen Vergleich,
S. 36 f., 39; Keller/Seifert, Atypische Beschäftigung zwischen Prekarität und Nor-
malität, S. 113 f.

27 Keller/Seifert, Atypische Beschäftigung zwischen Prekarität und Normalität,
S. 113 f.
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schäftigten Arbeitnehmer ohne vorheriges Betriebsratsmandat weiter be-
schäftigt.28

Kontext und Genese der Norm

Das Diskriminierungsverbot als Novum im kodifizierten Recht

Um die Vorgaben des § 4 der durch die RL 1999/70/EG durchgeführten
Rahmenvereinbarung über befristete Arbeitsverhältnisse umzusetzen,29 ist
seit dem 1.1.2001 erstmals im deutschen Recht durch § 4 Abs. 2 TzBfG30

das Verbot einer sachlich ungerechtfertigten Schlechterbehandlung auf-
grund der Befristung gesetzlich geregelt worden. Das dort normierte Dis-
kriminierungsverbot war weder im Europarecht noch im deutschen Recht
zuvor kodifiziert und stellt daher ein Novum dar. Der deutsche Gesetzge-
ber und die Entscheidungen der nationalen Arbeitsgerichte befassten sich
überwiegend mit der Befristungsmöglichkeit an sich. Nur vereinzelt gab es
Entscheidungen zur Diskriminierung von befristet beschäftigten Arbeit-
nehmern, welche anhand des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsan-
spruches bewertet wurden.31 Das Problem der Schlechterstellung hinsicht-
lich der inhaltlichen Ausgestaltung der Arbeitsverträge von befristet be-
schäftigten Arbeitnehmern spielte somit auf nationaler Ebene eine unter-
geordnete Rolle. Anders war dies hingegen in Frankreich. Der französische
Gesetzgeber schien davon auszugehen, dass ein befristet beschäftigter Ar-
beitnehmer gegenüber einem Arbeitnehmer, der in einem unbefristeten
Arbeitsverhältnis steht, faktisch schlechter gestellt ist.32 Um offenbar eine
Entgeltgleichheit zu erreichen, regelte er in Art. L.122-3-3 Code du travail
in der Fassung vom 12.7.1990,33 dass ein befristet beschäftigter Arbeitneh-

B.

I.

28 Siehe zu diesem Problem ausführlich: Kohte, in: FS Wank, S. 248.
29 BTDrucks. 14/4374, S. 1.
30 BGBl. I 2000, S. 1966 f., 1970.
31 Grundlegend hierzu: BAG, Urt. v. 13.12.1994 – 3 AZR 367/94, AP Nr. 23 zu

§ 1 BetrAVG Gleichbehandlung; vgl. auch Thüsing, Arbeitsrechtlicher Diskrimi-
nierungsschutz, Rn. 746.

32 Büter, Die Befristung von Arbeitsverhältnissen in Deutschland und Frankreich,
S. 17 m.w.N.

33 Mit Übersetzung abgedruckt bei: Thüsing, Arbeitsrechtlicher Diskriminierungs-
schutz, Rn. 746. Heute finden alle Vorschriften, die für unbefristete Arbeitsver-
hältnisse gelten, auf befristete Arbeitsverhältnisse Anwendung. Ausgenommen
hiervon sind lediglich die Bestimmungen über die Beendigung eines Arbeitsver-
hältnisses. So heißt es in Art. L. 1242-14 Code du travail: „Les dispositions légales
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mer ebenso wie ein unbefristet beschäftigter Arbeitnehmer für die von
ihm erbrachte Arbeit entlohnt werden soll.34 Auf Unionsebene wurde das
Problem der Diskriminierung von befristet beschäftigten Arbeitnehmern
bereits seit Anfang der 1980er Jahre erkannt und thematisiert.35

Im Folgenden werden die Entstehungsgeschichte der RL 1999/70/EG so-
wie der Umgang des nationalen Gesetzgebers und der nationalen Recht-
sprechung mit befristeten Arbeitsverhältnissen vor Inkrafttreten des § 4
Abs. 2 TzBfG beleuchtet. Die historische Auseinandersetzung soll zunächst
Klarheit darüber schaffen, welche Motive und welche sozialpolitischen Er-
wägungen den entsprechenden Entscheidungen zugrunde lagen und da-
mit zum Normverständnis beitragen. Zudem verdeutlicht die historische
Auseinandersetzung, dass das Recht dynamisch und damit auch einer neu-
en, veränderten Auslegung zugänglich ist. Schließlich trägt die historische
Beleuchtung zur Normenkonkretisierung und Auslegung bei.

et conventionnelles ainsi que celles résultant des usages applicables aux salariés
titulaires d'un contrat de travail à durée indéterminée s'appliquent également aux
salariés titulaires d'un contrat à durée déterminée, à l'exception des dispositions
concernant la rupture du contrat de travail.“ Hinsichtlich des Gehalts findet sich
ein Diskriminierungsverbot zugunsten befristet beschäftigter Arbeitnehmer in
Art. L. 1242-15 Code du travail. Dort heißt es: „La rémunération, au sens de l'arti-
cle L. 3221-3, perçue par le salarié titulaire d'un contrat de travail à durée déter-
minée ne peut être inférieure au montant de la rémunération que percevrait dans
la même entreprise, après période d'essai, un salarié bénéficiant d'un contrat de
travail à durée indéterminée de qualification professionnelle équivalente et oc-
cupant les mêmes fonctions.“ Beide gesetzlichen Regelunge sind abrufbar unter:
https://www.legifrance.gouv.fr/affichCode.do;jsessionid=67DAC37232B32632DF
5B2B146ED4150B.tplgfr26s_1?idSectionTA=LEGISCTA000006189456&cidTexte
=LEGITEXT000006072050&dateTexte=20180424 – zuletzt abgerufen am
24.4.2018; wegen der Bezugnahme auf Art. L. 11333-3 Code du travail, der wie
folgt lautet:„Les différences de traitement fondées sur l'inaptitude constatée par
le médecin du travail en raison de l'état de santé ou du handicap ne constituent
pas une discrimination lorsqu'elles sont objectives, nécessaires et appropriées.“,
dürfte keine verbotene Diskriminierung vorliegen, wenn die Unterschiede in der
Behandlung objektiv, notwendig und angemessen sind. Art. L. 11333-3 Code du
travail ist abrubar unter: https://www.legifrance.gouv.fr/affichCode.do;jsessionid
=67DAC37232B32632DF5B2B146ED4150B.tplgfr26s_1?idSectionTA=LEGISCTA
000006177837&cidTexte=LEGITEXT000006072050&dateTexte=20180424 –
zuletzt abgerufen am 24.4.2018.

34 Ausführlich hierzu: Thüsing, Arbeitsrechtlicher Diskriminierungsschutz, Rn. 746;
ders., ZfA 2002, 249 (252).

35 Ausführlich hierzu in diesem Kapitel unter: B. III.
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